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YouTube, Instagram, TikTok und Co. haben bei
Kindern und Jugendlichen stark an Beliebtheit
gewonnen. Neben einem unendlich groBen
Unterhaltungsangebot finden junge Nutzer*innen
vielfaltige Inspiration, die haufig kommerzieller
Natur ist: angesagte Labels, Schmink- oder
Frisurentrends, das neue iPhone etc.

Influencer*innen produzieren teilweise taglich neue
Shopping-Hauls, Tutorials oder Vlogs mit Werbung
und verfligen durch ihre reichweitenstarken Kanale
mitunter Gber hohe Einkommen.

Das hat dazu geflihrt, dass dieses Geschaftsmodell
auch fur jingere Zielgruppen entdeckt worden ist:
Kinder stehen als Kinderinfluencer*innen vor der
Kamera ihrer Eltern oder agieren mit ihnen
gemeinsam. So packen sie z. B gemeinsam
Spielzeug aus, gehen im Drogeriemarkt einkaufen
oder testen den neuesten Kinder-Autositz - und das
sehr erfolgreich.

Coco Pink Princess schaffte es mit |hrem
Instagram-Account (@coco_pinkprincess) bereits
im Alter von sieben Jahren mit damals ca. 418.000
Follower*innen, in die franzdsische Vogue.! Heute -
im Alter von 13 Jahren - erreicht dieser Account
bereits etwa 530.000 Follower*innen. Die russisch-
amerikanische Kinderinfluencerin Like Nastya, 2014
geboren, gehdrte 2019 zu den dritterfolgreichsten
Youtuber*innen weltweit.?

Kinderinfluencer*innen sind nicht nur Akteur*innen
eines weiterhin wachsenden Marktes, sondern auch
schillerndes Vorbild fir junge Nutzer*innen. Videos,
Storys und Fotos machen, von Firmen kostenlos
teure Produkte erhalten, sich im eigenen Alltag
inszenieren und dabei wie nebenbei berihmt
werden und viel Geld verdienen - das wirkt auf sie
sehr erstrebenswert.

Aus rechtlicher Sicht stellen sich einige Fragen:
Kann das Drehen von Videos aus dem eigenen
Kinderzimmer eine Beschaftigung - sprich Arbeit -
darstellen? Und wenn ja: In welchem rechtlichen

2Vvgl. www.forbes.com/sites/maddieberg/2019/12/18/the-highest-paid-
youtube-stars-of-2019-the-kids-are-killing-it/
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Rahmen konnte dies erlaubt sein und was gibt es
dabei zu beachten? Welche Verantwortung tragen
die Eltern? Wie kdnnen sie sicherstellen, dass ihren
Kindern trotz der Gefahren digitaler Ubergriffe und
der zunehmenden Einbindung in einen vornehmlich
von wirtschaftlichen Interessen gesteuerten Markt
ein gesundes Aufwachsen gelingt?

Influencing kann viele Zwecke verfolgen. Stehen
hinter ~ dem Internetauftritt  wirtschaftliche
Interessen der Eltern oder anderer (Bezugs-)
Personen, nimmt es mitunter Zige einer
erwerbswirtschaftlichen Beschaftigung an.

Fir Beschaftigungen von Minderjahrigen gibt es
spezielle gesetzliche Grundlagen. So stellt § 5
Absatz 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 3
Jugendarbeitsschutzgesetz ausdriicklich klar,
dass die Beschaftigung von Kindern und vollzeit-
schulpflichtigen Jugendlichen in Deutschland im
Interesse einer ungestdrten Entwicklung grund-
satzlich verboten ist.

Um Kinder und Jugendliche mdglichst umfangreich
zu schutzen, ist das Jugendarbeitsschutzgesetz
nicht nur auf klassische Arbeitsverhaltnisse
anwendbar. GemaB § 1 Absatz 1 Nr. 3 erfasst es
vielmehr auch Dienstverhaltnisse, die aufgrund
einer tatsachlichen Abhangigkeit eine
vergleichbare Schutzbedurftigkeit von Kindern und
Jugendlichen implizieren.®

Eine solche Schutzbediirftigkeit bestehtim Rahmen
des Influencing zum Beispiel, wenn die Eltern als
JArbeitgebende” agieren, indem sie Drehanwei-
sungen geben, an der Planung der Videos beteiligt
sind oder die Social Media-Aktivitdten des Kindes
oder Jugendlichen maBgeblich koordinieren. Damit
das Influencing zuldssig ist, missen mehrere
Aspekte beachtet werden, etwa die
Gewerbeanmeldung, eine behdérdliche Ausnahme-
genehmigung (siehe Punkt 3) sowie die Zu-
stimmung der Eltern bzw. Personenberechtigten.

* OVG Miinster, Urteil vom 17. Februar 1986, Az: 12 A 1453/85.
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Trotzdem entbindet die Ausnahmegenehmigung
der Bezirksregierung die Jugendamter nicht davon,
dem Schutzauftrag des § 8a des Achten
Sozialgesetzbuches gerecht zu werden. Dieser
verlangt von ihnen, bei gewichtigen Anhalts-
punkten fir eine Kindeswohlgefahrdung unter
grundsatzlicher Beteiligung der Personensorgebe-
rechtigten eine Risikoeinschatzung vorzunehmen,
gegebenenfalls Hilfen anzubieten oder bei Gefahrim
Verzug oder Erfolglosigkeit des Hilfsangebots das
Familiengericht zu  benachrichtigen.  Auch
Fachkrafte von Einrichtungen und Diensten sind
- auf der Grundlage entsprechender Vereinba-
rungen - zu einer Risikoeinschatzung verpflichtet.
Néhere Informationen hierzu enthalt Punkt 10.

Ein medienrechtliches Verbot des Kinder-
influencing gibt es nicht. Das Jugend-
schutzgesetz verpflichtet zwar Anbieter*innen zu
einer Reihe von VorsichtsmaBnahmen zum Schutz
junger Nutzer*innen. Social Media-Plattformen sind
zudem nach Art. 28 des Digital Services Acts (DSA)
dazu verpflichtet, far besondere Sicherheit,
Privatsphare und Schutz zu sorgen und gemaB
Art. 16 ein Melde- und Abhilfeverfahren anzubieten.
Eine Regelung, die einem Influencing von Kindern
oder Jugendlichen grundsatzlich entgegensteht,
enthalten beide Regelungen aber nicht.

Um den Anwendungsbereich des Jugendarbeits-
schutzgesetzes zu verstehen, ist es wichtig zu
wissen, welche Altersgruppen als Kinder und
welche als Jugendliche bezeichnet werden. Vielen
Fachkraften und Personensorgeberechtigtenist die
im Kinder- und Jugendhilferecht sowie dem
Strafgesetzbuch verankerte Altersgrenze von
14 Jahren gelaufig. Von dieser Altersgrenze weicht
das Jugendarbeitsschutzgesetz im Interesse des
Kinder- und Jugendschutzes jedoch nach oben ab.
So sind gemaB § 2 Jugendarbeitsschutzgesetz
Kinder alle Personen, die noch keine 15 Jahre alt
sind. Jugendliche sind Personen mit einem



Lebensalter zwischen 15 und 18 Jahren. Vollzeit-
schulpflichtige Jugendliche werden im Jugend-
arbeitsschutz  zumeist rechtlich wie Kinder
behandelt. Das Kinderbeschaftigungsverbot findet
daher auch auf sie Anwendung.

Das Jugendarbeitsschutzgesetz kennt Ausnahme-
regelungen, die es Kindern ermdglichen, einer
Tatigkeit nachzugehen (siehe Ubersicht am Ende).
So dirfen die Aufsichtsbehdrden (in NRW die
Bezirksregierungen, siehe Punkt 5) die Tatigkeit von
Kindern in den Medien unter strengen
Voraussetzungen bewilligen. Dies ist etwa flr die
Mitwirkung von Kindern bei Werbeveranstaltungen,
Rundfunkaufnahmen sowie bei Film- und
Fotoaufnahmen mdoglich. Eine Mitwirkung wird
jedoch nur in bestimmten Grenzen als zuldssig
erachtet. So bestehen zeitliche Restriktionen je
nach Alter der Kinder.

Moglich ist eine Ausnahme grundsatzlich ab drei
Jahren. Fir Kinder unter drei Jahren besteht ein
absolutes Beschaftigungsverbot fir Tatigkeiten in
den Medien.

Far alle Videos gilt: Die Mitwirkung muss freiwillig
erfolgen, die Kinder dirfen nicht mit Belohnungen
oder durch Ausidbung von Druck zur Teilnahme
gezwungen werden.

Grundsatzlich ist Kinderarbeit in Deutschland
verboten. Jedoch gibt es Ausnahmen, die es
unter der Berlcksichtigung bestimmter
Voraussetzungen ermdglichen, als Kinder-
influencer*in tatig zu werden.

Eltern nehmen beim Kinderinfluencing unter-
schiedliche Rollen ein.

Nach § 1626 Absatz 1 BGB haben sie die Pflicht und
das Recht zur Personensorge. Dies verpflichtet sie
dazu, die Nutzung von Sozialen Medien durch ihren
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Nachwuchs erzieherisch zu rahmen. Far die
datenschutzrechtliche Zulassigkeit der Nutzung
von Social Media-Plattformen bedeutet dies
zunachst, dass Eltern gemaB Art. 8 Absatz 1 Satz 1
Datenschutzgrundverordnung (DSGV0) bis zu einem
Alter von 16 Jahren Uber die Nutzung eines Social
Media-Angebots mitzuentscheiden haben. Einige
Plattformen legen zudem rechtsgeschéaftlich
hohere Altersgrenzen flr die Zustimmungs-
erfordernis der Eltern in den Allgemeinen
Geschéaftsbedingungen fest.

Die Personensorge dient dem seelischen Wohl des
Kindes. Um dieser Zielsetzung auch beim
Influencing gerecht zu werden, missen Eltern die
Social Media-Aktivitdten ihres Nachwuchses
zunachst einmal verstehen und sollten daher Gber
die notwendige Medienkompetenz verfligen.
Idealerweise informieren sie sich, welche Art von
Aufnahmen ihr Nachwuchs im Internet ver-
offentlichen mdéchte. Ebenso gilt es zu klaren, zu
welchen Zeiten Aufnahmen fir den eigenen Social
Media-Auftritt stattfinden durfen.

Als  Personensorgeberechtigte  haben  Eltern
zugleich die Aufgabe, ihren Nachwuchs gesetzlich
zu vertreten (§ 1629 Absatz 1 BGB). Material fr die
Produktion (wie beispielsweise eine professionelle
WebCam), das nicht vom eigenen Taschengeld
bezahlt wird (,Taschengeldparagraf - § 110 BGB),
kann daher etwa nur mit Zustimmung der Eltern
wirksam gekauft werden. Das gleiche giltim Grunde
fur alle weiteren nicht lediglich rechtlich
vorteilhaften Geschéfte (wie etwa flr den Erwerb
von Nutzungsrechten an Fotos oder Jingles), die
Kinder und Jugendliche vor dem 18. Lebensjahr
abschlieBen. Nur unter der Voraussetzung der beim
Familiengericht zu beantragenden Teil-
geschaftsfahigkeit nach § 112 BGB kénnen hierfur
Ausnahmen gewahrt werden (siehe Punkt 9).

Bei einem ,arbeitnehmerahnlichen” Influencing
(siehe Punkt 1) treten Eltern mitunter in eine
arbeitgeberahnliche Position ein. In dieser Rolle
sind sie zur Einhaltung der jugendarbeitsschutz-
rechtlichen Vorgaben eines zu beantragenden
Bewilligungsbescheids (siehe Ubersicht am Ende)
verpflichtet. Hierbei ist stets auf einen
ausreichenden Freizeit- und Pausenausgleich zu
achten. Alles, was im Zusammenhang mit der
Tatigkeit als Influencer*in steht, gehdrt zur



Arbeitszeit, also auch die Proben oder das
Schminken vor den Videoaufnahmen.* Auch die
Schulleistungen mussen dabei im Blick behalten
werden und duarfen nicht unter der Tatigkeit leiden
(vgl. § 6 Absatz 2 Nr. 6 Jugendarbeitsschutz-
gesetz).

Generell sollten Eltern fr alle denkbaren Anzeichen
von negativen Verdnderungen sensibel sein und
sich vorrangig und maBgeblich daran orientieren,
was dem Wohl ihres Nachwuchses am besten
entspricht.

Bevor die fur den Jugendarbeitsschutz zustandige
Aufsichtsbehtérde  eine  Ausnahmebewilligung
erteilt, muss sie zwingend das Jugendamt anhdren.
Bei diesem Anhdrungsverfahren kann das
Jugendamt Bedenken &uBern, die gegen die
Aufnahme einer Tatigkeit als Influencer*in
sprechen. Bewilligungsbehdrde in  Nordrhein-
Westfalen ist gem. § 1 ZustVO ArbtG NRW (Anlage 1
Nr. 5.1) die Bezirksregierung.

Bislang gibt es flr die beteiligten Fachkrafte beim
Jugendamt leider wenig Vorgaben oder Richtlinien.
Dennoch gibt es einige Punkte, die der Orientierung
dienen kdnnen.

So sollten in die Beurteilung mdgliche Interaktions-
und Kommunikationsrisken, die in Sozialen
Netzwerken  auftreten  kdnnen,  unbedingt
einbezogen werden.

Fur die fachgerechte Beurteilung sollte die Tatigkeit
mdaglichst genau beschrieben werden. Ferner sind
Angaben zu dem geplanten Tatigkeitsumfang
sinnvoll, aber nicht verpflichtend. GemaB dem
Runderlass der Richtlinien fur die Bewilligung der
Mitwirkung von Kindern nach § 6 Jugendarbeits-
schutzgesetz im Medien- und Kulturbereich gilt eine
30 Tage-Regel als Grenze fir Regelbewilligungen.
Das bedeutet, dass eine Mitwirkung von Kindern an
bis zu 30 Tagen im Kalenderjahr mdglich ist.
Deshalb ist eine Dokumentation der gesamten

* Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht/Schlachter, 24. Auflage 2024, § 1
JArbSchG, Rdnr. 10.
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bewilligten Beschaftigungstage pro Kind ratsam,
auch wenn dies gesetzlich nicht vorgeschrieben ist.
Die Fachkrafte kdnnen auch ein Gesprach mit den
Eltern und dem Kind empfehlen, um eine bessere
Einschatzung zu erhalten.

Bei besonders fordernden Tatigkeiten ist eine
ausgiebige Prufung sinnvoll. Eine Tatigkeit kann als
fordernd angesehen werden, wenn das Kind mehr
als 30 Tage beschaftigt werden soll, durch die
Tatigkeit mit Themen wie Tod, Gewalt oder Trauer
konfrontiert wird oder eine Beteiligung bei Spiel-
und Wettshows vorliegt.®

Ein Austausch des Jugendamts mit der
Bewilligungsbehérde im Laufe der Erwerbs-
tatigkeit ist gesetzlich nicht vorgeschrieben (vgl.
§ 81 Sozialgesetzbuch VI, kann aber unter
Umstanden sinnvoll sein.

Kinder und Jugendliche kdnnen durch die Tatig-
keit wertvolle (Medien-)Erfahrungen sammein. Art.
17 der UN-Kinderrechtskonvention spricht Kindern
und Jugendlichen ein Recht auf Mediennutzung zu.
Ebenso haben junge Nutzer*innen das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung. Dieses Recht
muss im Einklang zur Téatigkeit als Influencer*in
stehen. Erste berufliche Erfahrungen und die
professionelle Nutzung von Sozialen Medien kénnen
Jugendliche in ihrer Persdnlichkeitsentwicklung
starken. Influencing wird zudem nicht allein zur
Vermarktung genutzt. Viele junge Influencer*innen
verstehen sich als Botschafter*innen  fir
Klimaschutz oder gegen Hate Speech, Sexismus
oder Rassismus. lhre Social Media-Aktivitaten
ermdglichen ihnen, ihre Meinung zu &uBern und zu
verbreiten und sich in politische Diskussionen, die
sie unmittelbar betreffen, aktiv einzubringen.

®Vgl. Kommentar Jugendarbeitsschutzgesetz/Langforth/Welzel, 2. Auflage
1966, § 60, Rn. 19.



Neben den Mdglichkeiten gibt es bestimmte
Gefahren, die das Gesetz noch nicht hinreichend
berlcksichtigt. Hierzu zahlen insbesondere Inter-
aktions- und Kommunikationsrisiken. Darunter
fallen gerade bei jungen Nutzer*innen etwa Cyber-
Grooming und eine Uberbordende Preisgabe
privater Lebensbereiche, wodurch fir Kinder und
Jugendliche wichtige Rickzugsraume verloren
gehen. YouTube hat digitalisierte sexualisierte
Gewalt gegen Kinderinfluencer*innen bereits als
Problem erkannt und die Kommentar- sowie
Playlistenfunktion bei Kinderkanalen abgestellt.®
Die Kommentarfunktion zu unterbinden soll
unangemessene AuBerungen und Beldstigungen
verhindern. Dazu kdnnen neben sexuell motivierten
Nachrichten auch Hasskommentare gehdren.

Eine nicht zu unterschatzende Gefahr bildet die
Moglichkeit, Video- wund Fotoaufnahmen in
Padophilen-Chats oder -Forengruppen zu zweck-
entfremden. Dies betrifft nicht nur freizlgige
Aufnahmen, sondern auch Fotos von Kindern in
alltaglichen Situationen.’

Ebenso sollte beachtet werden, dass die Tatigkeit
Kinder und Jugendliche auch psychisch belasten
kann. Sie setzen sich durch die Onlineaktivitat einer
standigen Konfrontation mit den teilweise sehr
personlichen - mitunter auch negativen oder
verletzenden - Bewertungen ihrer Posts aus.

Kinder haben laut Art. 1 Absatz 1 iV.m. Art. 2
Absatz 1 Grundgesetz® das Recht auf die Entfaltung
ihrer Personlichkeit. Um dem Schutz dieses
Personlichkeitsrechts von Kindern gerecht zu
werden, sollten bestimmte Regeln beim Teilen von
Foto- und Videoaufnahmen eingehalten werden
(Stichwort ,digitaler FuBabdruck”).

Fotos oder Videos beim Baden, im Schwimmbad
oder beim Umziehen sind nicht fiir die Offent-

® https://blog.youtube/news-and-events/more-updates-on-our-actions-
related-to
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lichkeit bestimmt wund sollten deshalb aus
Instagram-, TikTok- oder YouTube-Beitragen
herausgehalten werden.

Gleiches qilt far die Verdffentlichung von Fotos oder
Videoaufnahmen, die den Wohn- oder Schulort
leicht auffindbar machen.

Bei Instagram ist es zudem mdglich, die
Kommentarfunktion eigenstédndig abzustellen.
Dadurch konnen missbrauchliche Nachrichten
unter den Beitrdgen verhindert werden. Die Gefahr
des Cyber-Groomings oder Zusendens unange-
messener Inhalte wird hiermit jedoch nicht ganzlich
eingedammt. Denn auch ohne Kommentarfunktion
bleibt es mdglich, Uber private Nachrichten Kontakt
zu den Kinderinfluencer*innen aufzunehmen.

Die Llcken, die durch diese technischen
Unzulanglichkeiten verbleiben, lassen sich nur
durch medienkompetentes Verhalten schlieBen.
Kinder und Jugendliche frih  fir ihre
PersOnlichkeitsrechte zu sensibilisieren, kann
hilfreich dabei sein, dass sie handlungsfahig
werden, solche Nachrichten erkennen und sich
gegebenenfalls von den Eltern helfen lassen.

Vom Erwerb der Webcam bis zum Abschluss von
Werbevertragen - auch auf dem digitalen Markt
mussen Vereinbarungen geschlossen werden, um
der eigenen Tatigkeit nachzugehen. Der Abschluss
solcher Vertrage setzt die Geschaftsfahigkeit
voraus, die bei Minderjahrigen zwischen sieben und
18 Jahren nur in beschranktem Umfang gegeben ist.
Wann immer sie beispielsweise Zubehdr kaufen
oder mieten oder andere verbindliche Regelungen
treffen mdchten, bedarf es der Zustimmung der
gesetzlichen Vertreter*innen, sprich zumeist der
Eltern. Von diesem Grundsatz gibt es wenige
Ausnahmen. Ein Kaufvertrag wird zum Beispiel
wirksam, wenn der*die Minderjahrige den Kaufpreis
mit seinem*ihrem Taschengeld bezahlt (vgl.
.Taschengeldparagraf”, § 110 BGB).

"Hajok/Wistefeld, JMS-Report April 2/2020, S. 4.
8 BVerfGE 24, 119 - Adoption 1.
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Die ,beschrankte Geschaftsfahigkeit” schitzt junge
Influencer*innen vor Ubereilten Vertragsschliissen
und den hiermit verbundenen Risiken. Je nach Alter,
Entwicklungsstand und Kompetenz von Jugend-
lichen wird sie mitunter aber nicht mehr dem
wachsenden Bedurfnis nach und der wachsenden
Fahigkeit zu selbstdndigem und eigenverantwort-
lichem Handeln gerecht, die bei der Erziehung von
den Personensorgeberechtigten gemaB § 1626
Absatz 2 BGB zu berticksichtigen sind. Eltern dirfen
daher gemaB § 112 BGB mit Genehmigung des
Familiengerichts Minderjahrige zum selbstandigen
Betrieb eines Erwerbsgeschafts ermachtigen.
Erteilt das Familiengericht die Genehmigung, wird
der oder die Jugendliche ,teilgeschaftsfahig”. Dies
ermdglicht ihm oder ihr, fir das Influencing
erforderliche Verbindlichkeiten selbst einzugehen.

Diese Teilgeschaftsfahigkeit birgt Chancen, aber
auch finanzielle Risiken. Bevor der Antrag an das
Familiengericht gestellt wird, sollte daher das
Beratungsangebot der STARTER Center NRW
(www.startercenter.nrw), mitunter aber auch einer
Fachkraft des Jugendamts in Anspruch genommen
werden. Der Schutzgedanke des Jugendarbeits-
schutzgesetzes spricht daflr, eine Erméachtigung
frihestens nach Vollendung des 15. Lebensjahres in
Erwagung zu ziehen. Der Leitfaden ,Griindungen
unter 18”° enthélt viele wissenswerte Informationen
Uber die Antragstellung.

Im Idealfall bietet das Influencing fir Kinder und
Jugendliche Chancen des Wachstums, der
ldentitdtsfindung und der Kompetenzentwicklung
im medialen Bereich. Mitunter gehen damit aber
auch starke Belastungen, digitale Ubergriffe und
Belastigungen einher, die Kinder oder Jugendliche
nicht mehr nur alleine mit familidrer Unterstitzung

o www.griinden.nrw/schwer-punkte/gruendungen-unter-18-
jahren/gruendungen-unter-18-ein-leitfaden
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bewaltigen kdnnen.

Anne-Kristin Polster befasst sich in ihrem Beitrag
.Kinderstars 2.0” von 2021 naher mit den Gefahren
des (kommerziellen) Influencings bei Kindern und
Jugendlichen.”® Auf der Grundlage dieses Beitrags
lassen sich verschiedene  Anhaltspunkte
identifizieren, die alleine oder im Zusammenspiel
auf eine Gefdhrdungslage fiir das Wohl von
Kindern und Jugendlichen hinweisen kénnen.

Dies sind etwa:
= Dbereits erfolgte Beeintrachtigungen und

Ubergriffe auf die sexuelle Entwicklung und

Selbstbestimmung, z. B. durch:

o Ubersenden pornografischer Inhalte wie
sogenannter DickPics (Penisbilder)

o anzlgliche und andere altersunange-
messene Kommentare

o sexualisierte Darstellungen von Kindern im
Netz (z. B. Posingbilder)

= Beglnstigung von Beeintrachtigungen und

Ubergriffen auf die sexuelle Entwicklung und

Selbstbestimmung, weil:

o die exzessive Preisgabe von Daten wie
Wohnort oder Schule die Gefahr von
Ubergriffen erhéht

o Aufnahmen, die sich leicht in einen
sexualisierten Kontext einbinden lassen,
veroffentlicht wurden und werden

= FEinschrankungen und Aufgabe

Rickzugsraume, z. B. durch:

privater

o haufiges und regelmaBiges Teilen sehr
privater - mitunter schambesetzter -
Lebensmomente mit einer hohen Zahl an
Follower*innen

o Zurlckdrangung privater Aktivitaten und
Freundschaften

= extremer Druck, der ,digitalen Identitat” gerecht
zu werden, z. B. wenn:

o die digitale Identitdt bewusst kommer-
zialisierte Rollenstereotype bedient oder
realitatsferne Klischees erftllen soll

o strenge Fitness- und Erndhrungspro-
gramme befolgt werden, um einem

10 polster, JMS-Report, April 2/2021, S. 2.


http://www.startercenter.nrw/
http://www.gründen.nrw/schwer-punkte/gruendungen-unter-18-jahren/gruendungen-unter-18-ein-leitfaden
http://www.gründen.nrw/schwer-punkte/gruendungen-unter-18-jahren/gruendungen-unter-18-ein-leitfaden

realitatsfremden Korperbild gerecht zu
werden

o Bewertung und Anzahl der Follower*innen
héchstpersdnliche Entscheidungen und
das eigene Wohlbefinden dominieren

= Gefahren aufgrund eines (kommerziellen)
Eigeninteresses der Personensorgeberechtig-
ten, z. B. weil:

o die Aktivitdten  entscheidend  zum
Familieneinkommen beitragen

o starke Anzeichen daflr sprechen, dass sich
Entscheidungen und Erklarungen fir das
Kind nicht mehr an dessen Wohl orientieren

Nicht aus jedem Anhaltspunkt folgt zwingend eine
Gefahrdungslage. Jeder dieser Faktoren recht-
fertigt und erfordert allerdings ein naheres
Hinschauen und Einordnen in die Gesamt-
umstande des Einzelfalles.

Wichtig ist, dass Fachkrafte der Kinder- und
Jugendhilfe fir Hinweise wachsam bleiben und
gemaB ihrem Schutzauftrag das Gesprach mit den
Betroffenen und deren Personensorgeberechtig-
ten suchen, um das Risiko einzuschatzen. Zudem
empfiehlt es sich, gegebenenfalls nach
Pseudonymisierung der Daten Ricksprache mit
einer insoweit erfahrenen Fachkraft zu halten, um
sicher einzuschatzen, ob die Gefahrdungslage
gezielte Hilfeleistungen erfordert.

Eltern werden stellt das ganze Leben auf den Kopf.
Schwierige Momente teilen zu wollen, sich tUber das
Elternsein zu identifizieren und far
familienbezogene Contents besonders ansprechbar
zu sein - das alles darf sein! Die zunehmende
Beliebtheit von Mom- und Dadfluencer*innen zu
verteufeln geht an der Lebensrealitdt vieler
Erziehenden vorbei. Dies zeigt beispielsweise die
Anzahl von 626.000 Follower*innen von
@mamiseelen aus Hamburg auf Instagram. Das
Betreiben solcher Accounts kann jedoch das

" https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip 23 2413
2Vgl. § 1 Absatz 3 des Gesetzenentwurfs fiir ein Gesetz zur Starkung der
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Allgemeine Perstnlichkeitsrecht von Kindern und
Jugendlichen verletzen, sobald sie mit ihren
Gesichtern erkennbar sind oder personliche
Geschichten - etwa zu Krankheiten - mit den
Followern geteilt werden.

Kinder und Jugendliche haben gegen ein Elternteil
einen  Unterlassungsanspruch, wenn dieser
wiederholt ohne Einverstandnis ihre Bilder postet
(88 1004 Absatz 1Satz 2 iVm 823 Absatz 1, 2 BGB, 22,
23 KUG). Dessen Geltendmachung kann gemaB
8§ 1628 BGB bei Meinungsverschiedenheiten dem
nicht beteiligten Elternteil Gbertragen werden (AG
Stolzenau, Beschluss vom 28. Marz 2017 - Az: 6 F
11/17 S0). Sind beide Eltern fiir das Teilen der Fotos
verantwortlich, kann ein*e Ergdnzungspfleger*in
bestellt werden, um den Anspruch geltend zu
machen (§§1809, 181 BGB).

Eine Alternative fur Eltern zum Mom- and
Dadfluencing ist etwa der Informationskanal des
Nationalen Zentrums Friihe Hilfen (NZHF) auf
Instagram: @elternsein_info.

Seit dem 17. Februar 2024 ist der Digital Services Akt
vollumfanglich anwendbar. Sehr groBe Online-
Plattformen wie beispielsweise Tiktok, Twitter (X)
oder Instagram" sind nunmehr zu einer
umfassenden Risikobewertung und -minderung
verpflichtet (Art. 33 ff DSA). Darlber hinaus missen
alle - auch kleinere - Plattformen fur ein hohes MaB
an Sicherheit, Privatsphéare und Schutz von Kindern
und Jugendlichen sorgen (Art. 28 Absatz 1 DSA). Die
Diskussion um Digitale Schutzkonzepte findet
daher immer haufiger ihren Weg in die Politik."

Eine erste Einschatzung zu diesen Vorsorge-
maBnahmen Ubernimmt ,jugendschutz.net” (§ 24b
Absatz 2 JuSchG).

Wenn Sie VerstoBe weiterleiten unter
www.jugendschutz.net/verstoss-melden,  helfen
Sie, Influencing sicherer zu gestalten.

Strukturen gegen sexuelle Gewalt.


https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_2413
http://www.jugendschutz.net/verstoss-melden
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Fiir Kinder (Personen unter 15 Jahren) gilt ein grundsétzliches Arbeitsverbot.
Ausnahmen gelten in bestimmten Altersgruppen unter unterschiedlichen Voraussetzungen:

Uber 3 Jahre Ausnahmegenehmigung

- flr 2 Stunden téqglich zwischen 8 und 17 Uhr gema0B § 6 Absatz 1Satz 1 Nr. 2
Jugendarbeitsschutzgesetz flr Auffihrungen, Werbeveranstaltungen und
Aufnahmen im Rundfunk, auf Ton- und Bildtragern sowie bei Film- und
Fotoaufnahmen

Uber 6 Jahre Ausnahmegenehmigung

- fur4 Stunden taglich zwischen 10 und 23 Uhr gemaB § 6 Absatz1Satz TNr. 1
Jugendarbeitsschutzgesetz flir Theatervorstellungen und

- flr 3 Stunden taglich zwischen 8 und 22 Uhr gemaB § 6 Absatz 1Satz 1Nr. 2
Jugendarbeitsschutzgesetz flr Auffihrungen, Werbeveranstaltungen und
Aufnahmen im Rundfunk, auf Ton- und Bildtrager sowie bei Film- und
Fotoaufnahmen

Uber 13 Jahre Ausnahme auch chne Genehmigung

- firleichte fUr Kinder geeignete Tatigkeiten in denin § 2
Kinderarbeitsschutzverordnung genannten Bereichen

- mit Einwilligung der Personensorgeberechtigten

- flr maximal 2 Stunden taglich (zwischen 8 und 18 Uhr, jedoch nicht wahrend des
Schulunterrichts)
(3 Stunden bei landwirtschaftlichen Familienbetrieben)

Fiir Jugendliche (mind. 15, aber noch nicht 18 Jahre alte Personen) gilt bei Vollzeitschulpflicht
das Beschéftigungsverbot mit einer zusétzlichen Ausnahme fort. Fiir nicht mehr
vollzeitschulpflichtige Jugendliche gelten ebenfalls Einschrinkungen.

Die Vollzeitschulpflicht endet gemaB § 37 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW nach 10 Schuljahren. Im
Rahmen des G8-Ansatzes an Gymnasien ist sie bereits nach 9 Schuljahren erflllt, wédhrend es fur G9-
Schiler*innen bei der allgemeinen Vollzeitschulpflicht von 10 Jahren bleibt.

ab 15 Jahren Ausnahme vom Beschaftigungsverbot fir 4 Wochen im gesamten
(vollzeit- Kalenderjahr wahrend der Schulferien in den Grenzen der §§ 8 bis 31
schulpflichtig) Jugendarbeitsschutzgesetz

ab 15 Jahren im Rahmen eines

- Berufsausbildungsverhaltnisses oder

- firleichte Tatigkeiten mit maximal 35 Wochenarbeitsstunden und 7 Stunden
maximaler taglicher Arbeitszeit

Weitere Beschrdnkungen der Arbeitszeit und -art gelten nach §§ 8 bis 46

Jugendarbeitsschutzgesetz.

(nicht vollzeit-
schulpflichtig)

Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Nordrhein-Westfalen e.V. Gefordert vom:

PoststraBe 15-23 /50676 K&ln / Tel. 0221.92 13 92-0 Ministerium fiir Kinder, Jugend, Familie, '
. . R Gleichstellung, Flucht und Integration
info@ajs.nrw / www.ajs.nrw des Landes Nordrhein-Westfalen ‘m



